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Diese Fragen werden wir in den nächsten drei Mona-
ten ganz explizit und in aller Ruhe und Sachlichkeit erör-
tern. Dann wird es ein Ergebnis geben, und dann wird
entschieden, welche kerntechnischen Anlagen den Si-
cherheitsanforderungen entsprechen und welche nicht.
Deswegen ist das Philosophieren über die Frage, was ein
dreimonatiges Moratorium bedeutet, für meine Begriffe
völlig fehl am Platz.

Es ist klug, in diesem Zusammenhang nicht panikhaft
und hysterisch zu agieren, sondern die Dinge sachlich
und richtig zu analysieren und dann vernünftig zu ent-
scheiden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Frau Höhn, mit den Worten �panikhaft� und �hyste-
risch� habe ich auch Sie gemeint. Das ist mir eingefal-
len, als Sie gesprochen haben. Ich will Ihnen sagen:
Wenn man in drei Monaten nicht fertig wird, lässt sich
das Moratorium ohne Weiteres verlängern. Es könnte ja
sein, dass wir aus irgendwelchen Gründen in drei Mona-
ten die notwendigen Erkenntnisse aus Japan nicht prä-
sent haben.

Im Übrigen bin ich der Meinung, dass wir im Detail
relativ wenig wissen über die Ursachen dafür, was ge-
rade in Japan passiert ist. Es müsste uns aber schon inte-
ressieren, was konkret die Ursache war. Vor allem
müsste uns der sicherheitstechnische Unterschied zwi-
schen den jetzt kaputten Anlagen in Japan und unseren
Anlagen interessieren. Das möchte ich auch in Form ei-
ner Synopse dargestellt haben. Das Moratorium lässt
sich also verlängern.

Frau Höhn, wollen Sie ernsthaft bestreiten, dass das,
was jetzt schon läuft und auf uns zukommt, eine Preis-
steigerung für den Stromverbraucher zur Folge hat?
Wollen Sie das bestreiten? Nein. Das dürfen Sie nicht
bestreiten.

Eines ist doch klar: Wenn das Angebot verknappt
wird, dann steigt der Preis für die Nachfrager. Das ist
eine Regel, die auch Sie kennen sollten.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Offensichtlich ist nichts knapp, sonst wäre der
Preis hochgegangen!)

Wir legen den Schwerpunkt auf die Sicherheit der Kern-
kraftwerke, weil wir die Ängste unserer Bürgerschaft
ernst nehmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU � Christian Lange 
[Backnang] [SPD]: Abwählen! Abschalten!)

Vizepräsidentin Petra Pau:

Das Wort hat der Kollege Kelber für die SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD � Zuruf von der CDU: 
Jetzt kommt der Cheflobbyist!)

Ulrich Kelber (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Plauderrunden deutscher Wirtschaftsver-
bände werden immer mehr zum deutschen WikiLeaks
der Energiepolitik. Im Spätherbst plauderte dort ein
RWE-Vorstand aus, dass es einen Geheimvertrag zwi-
schen der Bundesregierung und den Atomkonzernen
gibt, der erst mit deutlicher Verspätung der Öffentlich-
keit präsentiert wurde.

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Den es
nicht gab!)

Jetzt lernen wir, was es, wie der Bundeswirtschafts-
minister am 14. März dort ehrlich sagte, mit dem soge-
nannten Moratorium auf sich hat. Natürlich ist das Pro-
tokoll nicht fehlerhaft. Ich glaube, die Mehrheit der
Bevölkerung ist der festen Überzeugung, dass dieses
Protokoll der Wahrheit entspricht.

So schön es ist, dass die Wahrheit immer ans Licht
kommt, Herr Pfeiffer, so groß ist das Misstrauen, das
durch solche Meldungen, durch solches Verhalten in der
Bevölkerung gegenüber der Politik entsteht. Der Deut-
sche Bundestag könnte aber heute wieder Vertrauen zu-
rückgewinnen und der klaren Mehrheitsposition der
deutschen Bevölkerung, die ja zu drei Vierteln will, dass
die Atomkraftwerke zügig abgeschaltet werden, zum
Durchbruch verhelfen. Um das zu ermöglichen, legen
wir heute den Entwurf eines Abschaltgesetzes zur Ab-
stimmung vor. Um das zu ermöglichen, legen wir ein
Programm für eine Energiewende vor. Darüber können
Sie heute abstimmen, ganz konkret und ohne jegliche
Ausflüchte.

(Zuruf des Abg. Andreas Mattfeldt [CDU/
CSU])

In dem Abschaltgesetz geht es um die Rücknahme der
Laufzeitverlängerung und die sofortige und dauerhafte
Abschaltung der ältesten sieben Atommeiler und des
Pannenreaktors in Krümmel. Zur Ehrlichkeit gehört
auch dazu, zu sagen, was bei der Anhörung zur Laufzeit-
verlängerung zur Sprache kam. Ich schaue gerade Herrn
Kauch, den Sprecher der FDP, der ja nach mir redet, und
Frau Dött von der CDU/CSU an, die ja beide dabei wa-
ren. Bei dieser Anhörung war klar, dass Sie ohne jegli-
che Sicherheitsüberprüfung die Laufzeitverlängerung
von acht Jahren für die ältesten Atomkraftwerke durch-
setzen werden. In dieser Anhörung, die Sie ja zeitlich be-
grenzt haben, indem Sie die Debatte mit geschäftsord-
nungswidrigen Tricks beendet haben, war auch klar, dass
die Notstromversorgung in Forsmark und in Krümmel
nicht durch einen Tsunami, sondern durch andere Vor-
kommnisse außer Kraft gesetzt wurde. Dort war klar,
dass laut einem von der Gesellschaft für Anlagen- und
Reaktorsicherheit vorgelegten Gutachten verschiedene
deutsche Atomkraftwerke nicht mehr auf die modernsten
Sicherheitsstandards hochzurüsten sind. In der Sachver-
ständigenanhörung war auch klar, dass bei vielen Kraft-
werken eine Redundanz der Notstromversorgung nicht
gegeben ist, kein Schutz vor terroristischen Angriffen
besteht, Notfallwarten fehlen und bei allen älteren Reak-
toren die Abklingbecken, die jetzt in Japan ein großes
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Problem darstellen, außerhalb des Sicherheitsbereichs
dieser Kraftwerke liegen.

Zwischen Bundesminister Röttgen, der am Anfang
nicht da war, dann eine kurze Stippvisite unternommen
hat, wieder gegangen ist und jetzt wieder hereingekom-
men ist, um seine Sachen zu packen,

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Reden darf er auch nicht!)

und der Sicherheit in Atommeilern verhält es sich ja wie
bei Und täglich grüßt das Murmeltier. Jetzt hat er an die
Presse ein Papier gegeben, in dem den Betreibern von
Atomkraftwerken stahlharte Auflagen gemacht werden.
Im Spätherbst gab es schon einmal ein Papier, das die
Kosten für Nachrüstungen der bestehenden Atomkraft-
werke auf 50 Milliarden Euro beziffert hat.

Was ist herausgekommen? 500 Millionen Euro zahlt
die Industrie pro Reaktor, für den Rest sollen die Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler im Notfall aufkommen.

Herausgekommen ist auch, dass es keine Liste mit
den erforderlichen Nachrüstungen gibt und dass teil-
weise bis zu zehn Jahre, also über die Restlaufzeit hi-
naus, notwendige Nachrüstungen aufgeschoben werden
können.

Herausgekommen ist auch eine Verwässerung der
Vorschriften im Atomgesetz, die Wegnahme des Klage-
rechts für Anwohner und der Stopp des aktualisierten
über Tausend Seiten umfassenden Sicherheitskonzepts,
des sogenannten kerntechnischen Regelwerks, indem es
vom Minister und dem Atomlobbyisten, der vom Minis-
ter als oberster Atomaufseher eingestellt wurde, außer
Kraft gesetzt wurde.

Einen solchen Unterschied zwischen Reden und Han-
deln nennt man, mit Verlaub, Frau Präsidentin, politische
Hochstapelei.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

In einem zweiten Antrag haben wir in 40 Punkten
aufgelistet, was jetzt getan werden muss, um die Ener-
giewende wieder einzuleiten. Es geht um Netzausbau,
um Energiesparen, um die Ermöglichung von Investitio-
nen durch Stadtwerke bis hin zur Gebäudedämmung.

Wir erinnern uns: Sie haben in den letzten 16 Mona-
ten nicht nur die Laufzeiten für Atomkraftwerke verlän-
gert, Sie haben auch die Markteinführung von Minikraft-
werken gestoppt, Fernwärme höher besteuert, das
Marktanreizprogramm für Erneuerbare zusammengestri-
chen, die Mittel für das Gebäudedämmungsprogramm,
das Sie, Herr Obermeier, gerade als eine wichtige Maß-
nahme bezeichnet haben, auf die Sie sich konzentrieren
wollen, um 60 Prozent gekürzt und waren auch völlig
untätig beim Netzausbau. So sieht die Realität der letz-
ten 16 Monate aus.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Deutschland braucht keine Regierung, die Geheim-
verträge in Kungelrunden abschließt, Moratorien ausruft
und Kommissionen einberuft, nur um über Landtags-
wahlen hinwegzukommen. Deutschland braucht keine
Regierung, die erneuerbare Energien und Energieeffi-
zienz blockiert. Deutschland braucht ein selbstbewusstes
Parlament, das seine Aufgabe wahrnimmt. Das heißt:
Zustimmung zum Abschaltgesetz und Rückkehr zur
Energiewende.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:

Der Kollege Kauch hat für die FDP-Fraktion das
Wort.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Michael Kauch (FDP):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich will

mich gar nicht mit den Halbwahrheiten und Unwahrhei-
ten beschäftigen, die Herr Kelber hier verbreitet hat, weil
ich glaube, dass die Bürgerinnen und Bürger es inzwi-
schen leid sind, dass die Abgeordneten sich in den De-
batten der letzten zwei Wochen hier nur wechselseitig
vorwerfen, was sie denn versäumt, gemacht oder ver-
meintlich nicht gemacht haben. Wir sollten uns jetzt da-
rum kümmern, wie wir mit der Situation umgehen, vor
der wir stehen.

Klar ist für diese Koalition: Wir wollen den Weg in
das Zeitalter der Erneuerbaren gehen. Die Kernkraft war
und ist nur Brückentechnologie.

Diese Debatte können wir aber nicht führen, ohne ei-
nen Blick auf den Klimaschutz und die Versorgungssi-
cherheit zu richten. Es kann nicht sein, dass wir diese
Debatte führen, ohne auch nur einen Moment darüber
nachzudenken, welche Auswirkungen die Anträge, die
die Opposition hier vorlegt, für den Klimaschutz haben.
Im letzten Jahr haben Sie gesagt, Klimaschutz habe Prio-
rität. Jetzt ist Klimaschutz für Sie völlig egal. Das ist
nicht redlich, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU �
Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Lesen Sie unseren Antrag! � Gegenruf
des Abg. Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]:
Auch das gehört zur Wahrheit!)

Das Hochfahren der Kohle- und Gaskraftwerke ver-
schärft die Problematik, unsere Klimaschutzziele zu er-
reichen.

Dennoch gilt: Fukushima hat die Lage geändert. Si-
cherheit muss neu gedacht werden. Gleiche Risiken
müssen anders bewertet werden als zuvor.

Deswegen ist es die gemeinsame Aufgabe aller, die
nicht den Bürgerinnen und Bürger vorspielen, man
könne morgen die Kraftwerke abschalten, die Sicher-
heitsreserven unserer Kraftwerke zu erhöhen, schärfere
Sicherheitsanforderungen nach dem Moratorium zu ver-


